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Verordnung

über den Bebauungsplan Ottensen 49

Vom 16. September 1997

Auf Grund von § 10 und § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 8. Dezember 1986
(Bundesgesetzblatt I Seite 2254), zuletzt geändert am 
20. Dezember 1996 (Bundesgesetzblatt I Seiten 2049, 2076), in
Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 und § 5 des Bauleitplan-
feststellungsgesetzes in der Fassung vom 4. April 1978 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 89), zuletzt
geändert am 25. Juni 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Seiten 261, 264), des § 81 Absatz 1 Nummer 6
der Hamburgischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 183), zuletzt geän-
dert am 25. Juni 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seiten 261, 264), sowie § 6 Absätze 4 und 5 des
Hamburgischen Naturschutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 167), zuletzt
geändert am 11. Juni 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Seiten 205, 213), wird verordnet:

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Ottensen 49 für den Geltungsbe-
reich Am Born – Behringstraße – Friedensallee – Bergiusstraße
(Bezirk Altona, Ortsteil 212) wird festgestellt.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden.

Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden
sind, können sie gegen Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
daß er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und
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b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem Inkrafttreten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. In den nach § 172 des Baugesetzbuchs als „Erhaltungsbe-
reiche“ bezeichneten Gebieten bedürfen zur Erhaltung der
städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf Grund seiner
städtebaulichen Gestalt der Abbruch, die Änderung, die
Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen
einer Genehmigung, und zwar auch dann, wenn nach der
Baufreistellungsverordnung vom 5. Januar 1988 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 1), zuletzt
geändert am 21. Januar 1997 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seiten 10, 11), in der jeweils geltenden
Fassung eine Genehmigung nicht erforderlich ist. Die
Genehmigung zum Abbruch, zur Änderung oder zur Nut-
zungsänderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche
Anlage allein oder im Zusammenhang mit anderen bau-
lichen Anlagen das Ortsbild oder die Stadtgestalt prägt
oder sonst von städtebaulicher, insbesondere geschicht-
licher oder künstlerischer Bedeutung ist. Die Genehmi-
gung zur Errichtung der baulichen Anlage darf nur versagt
werden, wenn die städtebauliche Gestalt des Gebiets durch
die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird.

2. In den Kerngebieten sind Spielhallen und ähnliche Unter-
nehmen im Sinne von § 33 i der Gewerbeordnung, die der
Aufstellung von Spielgeräten mit oder ohne Gewinnmög-
lichkeit dienen, sowie Vorführ- und Geschäftsräume,
deren Zweck auf Darstellungen oder auf Handlungen mit
sexuellem Charakter ausgerichtet ist, unzulässig. Außer-
dem sind gewerbliche Freizeiteinrichtungen (wie Squash-
und Tennishallen, Bowlingbahnen) und Tankstellen 
im Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen
unzulässig. Ausnahmen für sonstige Tankstellen werden
ausgeschlossen.

3. In den Kerngebieten sind Einkaufszentren und groß-
flächige Handels- und Einzelhandelsbetriebe nach § 11
Absatz 3 der Baunutzungsverordnung in der Fassung 
vom 23. Januar 1990 (Bundesgesetzblatt I Seite 133),
zuletzt geändert am 22. April 1993 (Bundesgesetzblatt I
Seiten 466, 479), unzulässig.

4. Entlang der Behringstraße sind im allgemeinen Wohn-
gebiet die Wohn- und Schlafräume, in den Kerngebieten
die Aufenthaltsräume durch geeignete Grundrißgestal-
tung den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen.
Soweit die Anordnung der in Satz 1 genannten Räume an
den lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist,

muß für diese Räume ein ausreichender Lärmschutz durch
bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außen-
wänden und Dächern der Gebäude geschaffen werden.

5. Eine Überschreitung der Baulinien und Baugrenzen durch
Balkone, Erker, Loggien, Treppenhausvorbauten, Sicht-
schutzwände und Dachüberstände kann bis zu 1,5 m zuge-
lassen werden.

6. Stellplätze sind außer auf den überbaubaren Flächen nur
in den festgesetzten Tiefgaragen in den Baugebieten und
den als Kerngebiet ausgewiesenen nicht überbaubaren
Flächen des Flurstücks 3564 der Gemarkung Ottensen
zulässig. Die nicht überbauten Flächen von Tiefgaragen
sind mit einer mindestens 50 cm starken durchwurzelba-
ren Überdeckung zu versehen und mit Gehölzen und Stau-
den zu begrünen. Soweit Bäume angepflanzt werden, muß
auf einer Fläche von mindestens 12 m² je Baum die
Schichtstärke mindestens 1 m betragen.

7. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Fahr- und Geh-
wege sowie Stellplätze in wasser- und luftdurchlässigem
Aufbau herzustellen.

8. Für zu erhaltende Bäume sind bei Abgang Ersatzpflanzun-
gen vorzunehmen. Außerhalb von Straßenverkehrsflächen
sind Geländeaufhöhungen und Abgrabungen im Kronen-
bereich dieser Bäume unzulässig.

9. Für Baum- und Strauchpflanzungen sind standortgerechte
einheimische Laubgehölze zu verwenden. Im Kronenbe-
reich der Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von min-
destens 12 m² anzulegen. Großkronige Bäume müssen
einen Stammumfang von mindestens 18 cm, kleinkronige
Bäume einen Stammumfang von mindestens 14 cm in 1 m
Höhe aufweisen.

10. Mindestens 35 vom Hundert (v. H.) der nicht überbauba-
ren Grundstücksflächen sind mit Sträuchern und Stauden
zu bepflanzen. Für je 150 m² der nicht überbaubaren
Grundstücksflächen ist mindestens ein kleinkroniger
Baum oder für je 300 m² der nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen mindestens ein großkroniger Baum zu
pflanzen.

11. Außenwände, deren Fensterabstand mehr als 5 m beträgt
sowie fensterlose Fassaden sind mit Schling- oder Kletter-
pflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist mindestens
eine Pflanze zu verwenden.

12. Das festgesetzte Leitungsrecht umfaßt die Befugnis der
Hamburger Stadtentwässerung, unterirdische öffentliche
Sielanlagen herzustellen und zu unterhalten, ferner die Be-
fugnis der Hamburger Gaswerke GmbH, der Hamburger
Wasserwerke GmbH, der Hamburgischen Electricitäts-
Werke AG und der Deutschen Telekom AG, unterirdische
Leitungen zu verlegen und zu unterhalten.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 16. September 1997.

(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 477)
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Einziger Paragraph

Die Verordnung zum Schutz von Landschaftsteilen in den
Gemarkungen Duvenstedt, Bergstedt, Lemsahl-Mellingstedt,
Volksdorf und Rahlstedt vom 19. Dezember 1950 (Sammlung
des bereinigten hamburgischen Landesrechts I 791–k), zuletzt
geändert am 22. Juli 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seiten 395, 397), tritt für die in der anliegenden
Karte rot eingezeichnete Fläche der Gemarkung Volksdorf
außer Kraft.

Neunte Verordnung

zur Änderung der Verordnung

zum Schutz von Landschaftsteilen in den Gemarkungen Duvenstedt,

Bergstedt, Lemsahl-Mellingstedt, Volksdorf und Rahlstedt

Vom 16. September 1997

Auf Grund der §§ 15 und 17 des Hamburgischen Natur-
schutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 167), zuletzt geändert am 11. Juni 1997
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 205,
213), wird verordnet:

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 16. September 1997.
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Bekanntmachung

über den Tag der Zustimmung des Schleswig-Holsteinischen Landtages

zur Beteiligung der Landesbank Schleswig-Holstein Girozentrale

an der Hamburgischen Landesbank – Girozentrale –

Vom 16. September 1997

Gemäß § 26 des Gesetzes über die Hamburgische Landes-
bank – Girozentrale – vom 27. August 1997 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 434) wird bekannt-
gemacht, daß der Schleswig-Holsteinische Landtag am 
27. August 1997 gemäß § 25 Absatz 1 des Gesetzes über die
Hamburgische Landesbank – Girozentrale – die Zustimmung
gemäß § 44 Absatz 4 des Sparkassengesetzes für das Land
Schleswig-Holstein vom 3. Mai 1994 (Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Schleswig-Holstein Seite 231) zur Beteiligung
der Landesbank Schleswig-Holstein Girozentrale an der
Hamburgischen Landesbank – Girozentrale – erteilt hat.

Hamburg, den 16. September 1997.

Der Senat




